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Das Bundesministerium fürWirtschaft und Klimaschutz (BMWK) hat die sog. „BundesregelungTransformationstechnologien“ ver-

öffentlicht (vgl. BMWK, PM vom 7.8.2023). Diese setze den neuen Beihilferahmen der Europäischen Kommission (EU-Kommis-

sion), das sog. „Temporary Crisis and Transition Frameworks (TCTF)“, in deutsches Recht um. Die Bundesregelung sei von der EU-

Kommission bereits beihilferechtlich genehmigt worden. Sie biete künftig national die Rechtsgrundlage dafür, dass Bund und

Länder spezifische Förderprogramme erlassen können, um die Produktion von ausgewählten Transformationstechnologien fi-

nanziell zu fördern und anzureizen. Deutschland sei eines der ersten europäischenMitgliedsländer, die die Chancen undMöglich-

keiten des neuen Beihilferahmens der EU-Kommission nutzen. Dieser im März 2023 von der EU-Kommission vorgelegte Rahmen

ermögliche es, Investitionen in Sektoren und Technologien zu fördern, die für den Übergang hin zu einer klimaneutralen Wirt-

schaft von strategischer Bedeutung sind. Zu diesen sog. Netto-Null-Technologien zählten bspw. Solarpaneele, Batteriezellen,

Windturbinen undWärmepumpen. Die neue Bundesregelungermögliche ein effizientes Vorgehenbei künftigen Förderprogram-

men. FörderprogrammevonBundoder Bundesländern, die die Voraussetzungen der „Bundesregelung Transformationstechnolo-

gien“ einhalten, müssten ihrerseits nicht mehr beihilferechtlich bei der EU-Kommission notifiziert werden. Auch Projekte, die auf

der Basis dieser Förderrichtlinien Zuwendungen von Bund oder Bundesländern erhalten, benötigten keine weiteren Genehmi-

gungsverfahren bei der EU-Kommission. Das spare sehr viel Zeit und baue Bürokratie ab. Am 19.7.2023 hatte die EU-Kommission

die „Bundesregelung Transformationstechnologien“ beihilferechtlich genehmigt. Mit der Publikation werde der Regelungstext

der neuen Bundesregelung der Öffentlichkeit zugänglich gemacht. Die Bundesregelung Transformationstechnologien werde

schon in sehr naher Zukunft dabei helfen, weitere Investitionen in Sektoren, die für den Übergang zu einer klimaneutralen Wirt-

schaft von strategischer Bedeutung sind, deutlich zu beschleunigen und zu verstärken. Sie trage dazu bei, Wertschöpfung und

qualifizierte Arbeitsplätze im Bereich der erneuerbaren Energien aufzubauen.

Uta Wichering,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
EuGH: Festsetzung von Mindestpreisen für

Weiterverkauf und „bezweckte Wettbe-

werbsbeschränkung“

1. Art. 101 Abs. 1 AEUV ist dahin auszulegen,

dass die Feststellung, dass eine vertikale Ver-

einbarung über die Festsetzung von Mindest-

preisen für den Weiterverkauf eine „bezweckte

Wettbewerbsbeschränkung“ enthält, nur ge-

troffen werden kann, nachdem festgestellt

wurde, ob diese Vereinbarung unter Berück-

sichtigung des Inhalts ihrer Bestimmungen,

der mit der Vereinbarung verfolgten Ziele so-

wie aller Gesichtspunkte, die den wirtschaft-

lichen und rechtlichen Zusammenhang, in

dem sie steht, bilden, den Wettbewerb hinrei-

chend beeinträchtigt.

2. Art. 101 Abs. 1 AEUV ist dahin auszulegen,

dass eine „Vereinbarung“ im Sinne dieses Arti-

kels vorliegt, wenn ein Lieferant seinen Ver-

triebshändlern Mindestpreise für den Weiterver-

kauf der von ihm vertriebenen Waren vor-

schreibt, soweit die Vorgabe dieser Preise durch

den Lieferanten und ihre Einhaltung durch die

Vertriebshändler Ausdruck des übereinstimmen-

den Willens der Parteien ist. Diese Übereinstim-

mung des Willens kann sich sowohl aus den

Klauseln des in Rede stehenden Vertriebsver-

trags ergeben, wenn dieser eine ausdrückliche

Aufforderung enthält, Mindestpreise für den

Weiterverkauf einzuhalten, oder den Lieferanten

zumindest autorisiert, solche Preise festzusetzen,

als auch aus dem Verhalten der Parteien und ins-

besondere der ausdrücklichen oder stillschwei-

genden Zustimmung der Vertriebshändler zu

der Aufforderung, sich an Mindestpreise für den

Weiterverkauf zu halten.

3. Art. 101 AEUV in Verbindung mit dem Effekti-

vitätsgrundsatz ist dahin auszulegen, dass das

Vorliegen einer „Vereinbarung“ im Sinne dieses

Artikels zwischen einem Lieferanten und seinen

Vertriebshändlern nicht nur durch unmittelbare

Beweise nachgewiesen werden kann, sondern

auch durch objektive und übereinstimmende In-

dizien, aus denen auf das Vorliegen einer sol-

chen Vereinbarung geschlossen werden kann.

4. Art. 101 Abs. 1 AEUV ist dahin auszulegen,

dass der Umstand, dass eine vertikale Vereinba-

rung über die Festsetzung von Mindestpreisen

für den Weiterverkauf nahezu das gesamte, aber

nicht das vollständige Hoheitsgebiet eines Mit-

gliedstaats abdeckt, nicht ausschließt, dass diese

Vereinbarung den Handel zwischen Mitglied-

staaten beeinträchtigen kann.

EuGH, Urteil vom 29.6.2023 – C-211/22
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-1857-1

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Zweibrücken Fashion Outlet

a) Eine wegen Verstoßes gegen höherrangiges

Recht nichtige Rechtsverordnung entfaltet – an-

ders als ein zwar rechtswidriger, aber nicht nich-

tiger Verwaltungsakt – keine Legitimationswir-

kung für eine nach dem Lauterkeitsrecht zu be-

urteilende geschäftliche Handlung.

b) Die Nichtigkeit einer im Ermessen des Norm-

gebers stehenden, ursprünglich rechtmäßigen

Rechtsverordnung kann eintreten, wenn der

Normgeber die Änderung oder Aufhebung der

Rechtsverordnung unterlassen hat, obwohl sein

Ermessen zu einem solchen Tätigwerden wegen

einer nach Erlass der Rechtsverordnung einge-

tretenen Veränderung der maßgeblichen Um-

stände auf Null reduziert ist.

BGH, Urteil vom 27.7.2023 – I ZR 144/22
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-1857-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Schiedsvereinbarung – Mindestvor-

aussetzung für zulässigen Antrag nach

§ 1032 Abs. 2 ZPO

Als Mindestvoraussetzung für einen zulässigen

Antrag nach § 1032 Abs. 2 ZPO muss eine kon-

krete Schiedsvereinbarung zwischen den Partei-

en mit einem potenziell daraus erwachsenden

Schiedsverfahren vorgetragen werden. Eine nur

potenzielle oder zukünftige Schiedsvereinba-

rung zwischen den Parteien genügt nicht.

BGH, Beschluss vom 27.7.2023 – I ZB 74/22
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-1857-3

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Internationale Zuständigkeit deut-

scher Gerichte für Antrag gem. § 1032

Abs. 2 ZPO bei Schiedsverfahren ohne

Schiedsort nach ICSID-Übereinkommen aus

§ 1025 Abs. 2 ZPO analog

a) Die internationale Zuständigkeit deutscher

Gerichte für einen Antrag gemäß § 1032 Abs. 2

ZPO folgt bei Schiedsverfahren ohne Schiedsort

nach dem ICSID-Übereinkommen aus einer ana-

logen Anwendung von § 1025 Abs. 2 ZPO.

b) Die Kompetenz-Kompetenz des Schiedsge-

richts gemäß Art. 41 Abs. 1 ICSID-Übereinkom-

men steht der Statthaftigkeit eines Verfahrens
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